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Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Mediengesetz geändert wird -

Stellungnahme 

In der Anlage wird die gemeinsame Stellungnahme der Ver

einigung der österreichischen Richter und der Bundessek

tion Richter und Staatsanwälte in der GÖD zum o.a. Ge

setzesentwurf in 25-facher Ausfertigung übermittelt. 

Für die Vereinigung der 
österreichischen Richter: 

(Dr.Ernst MarkeI, Präs.) 

Für die Bundessektion Richter 
und Staatsanwälte in der GÖD: 

Dr.Günter Woratsch, Vors.) 

nach Diktat ver��}s: 
�', J f 7l'tiJIJII 
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Vereinigung der österreichischen Richter 

3undass?ktion �ichter und staatsanwälte in der GöD 

S T :; L L U l'T G" l� .A. Ei·: E 

z um :Gnt'.:urf ,:.ines bundesg::-setzes, m it dem 

das Dediengesetz geändert wird (�edieng�setz 

novelle 1992) 

I. Vorbewerkungen: 

Nach den erläuternden Bem erkungen des zur Begutachtung 

versandten Entwurfes einer Mediengesetznovelle 1992 soll 

das geplante Gesetz esvorhaben daz u dienen, in jenen Be

reichen eine Verbesserung des Persönlichkeitsschutzes vor

z uner.Ll!len, in denen das I1ediengesetz 1981 di,e ursprünglichen 

Erwartungen nicht gänz lich zu erfüllen verm ochte. Die 

richterlichen Standesvertretungen gehen davo n aus , daß 

diese Zielsetz ung m it der vorgeschlagenen Gesetz esnovelle 

nicht erreicht wird. Der Entwurf nimmt ei ner seits näm lich 

d.ie beklagten "verwilderten m edialen Umgangsformen" im 
Zusamcen.tang mit eier Berichterstattung der Heuen l:ronen-

z ei tung über die Pa tientem:lorde im Kra�kenha1.le Lainz z um 

Anlaß einer Gesetz esreform und versuch t andrerseits, diese 

Gelegenneit daz u zu nütz en, das mi ni st erie ll e Vers tänd nis 
der He

'
ich ' . .,rei te des Art. 6 I'illi:: in eie Gestaltung der Vor

schriften über die z ivilreclltlicne haftung der �:edieninha.ber 

fürVeröffentlichuneen im Rahm en der Gerichts saalberi cht
ers tattung ei nzub ri ngen, um s olch ermaßen das, Feld für eine 

Reform des strafgerichtlichen Vorverfah rens zu ebnen. 

Eine Verbesserung des Pers önl i chke i t s s chutzes kann auf dem 

Weg, den der Entwurf b e s chre i te t ,  ni cht ern s thaft erz ielt 

\':erden. Der 3ntwurf versucht nämlich unter gänz licher Hiß

achtung d e s  Grundrechtes der Inf�m ationsfreiheit gemäß 

A rt. 10 HRR. eine zi vi lr�cht liche Verant"'ort li chkei t für 

pra ktis ch jede Veröffentlich ung zu schaffen, die sich mit 
s trafbaren Handlungen befaSt . �i ne derart miSverstandene 
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Dom inanz des Identitätsschu� eines Straftäters besch ränkt 

einerseits das genannte GrundrecÄt in völlig unz ulässiger 

Weise und kollidiert andrerseits mit den Interessen der 

Strafrechtspflege-, die im ::5inne einer generc.l})räv=l:tiven 

v.'irkung der Berichterstattung über Strafproz esse (ins

besondere im. Sit:r:e der "Integrc:..tionspräventio:l" ) vor: der 
1 .... - + 1.J.. � .- ' t  f 1 - ', . � ,. " 7 gep an�en JeSuE �ung aer 2ec� s o gen 1m �l�ne aer �� &, 

7b des 2�r.t\'.'t�rfs negativ b � � ro:· f::: r. ist. :;e.zu \lird im Zusa:-�::1en-

hang m it c.::-n geplar.ten :Bestir::::.unef:'u noch ::3tellur:g b�zogsn. 
Im Ubrigen geht der :ntvTu.rf Q:::n völlig abzulsl-:.:::-?nden iieg, 

Verfahrer:srecht in einen materiellrechtlichen �orm enkomplex 

einz ugliedern, anstatt die erforderlichen Verfahrensbe

stimmungen dort einz ubauen, \'JO sie hingehören: in 'die 

Strafprozeßordnung. Besonders deutlich wird die Problem atik 

dieser Vorgangs\'leise im Zusar.:menhang m it der Ubernahm e der 

Bestim mungen der §§ 63 ff. ZPO in den § 8 a der geplanten 

Novelle des Mediengesetz es. Sollte der 3ntwurf Gesetz werden, 

wUrde es in Hinkunft im Strafverfahren für den Privatankläger 

� Modelle der Verfahrenshilfe geben: �inerseits die (sc on 

bisher für alle Pri�atanklageverfahren m ögliche) einst\,reilige 

Befreiung von der Verpflichtung z u  �ntrichtung der im § 64 

Z. 1 li t. a - f ZPO angefÜhrten Barauslagen und e.ndrersei ts 

die Beigebung eines Rech tsamialts, allerdings .lli!!: für das 

3ntsch ädigungsverfahren. Auf die lnkonse�uenz dieser Regelungs

variante wird noch hingewiesen werden. 

Die geplante Novelle vergibt nac� Aniicht der richterlichen 

Standesvertretung daher eir.�al m eh r  eine Chance, auf die . -
seit lr.krafttr�ten eines Gesetz es (in diesem ,Falle des 

Mediengesetzes) erkennbar geworde�en Regelu�gsdefiiite 

adäquat zu reagieren. Vielm ehr wird der Reform druck, der 

sich aus der öffentlichen Diskussion über unliebsa�e Aus

wüchse der Pressefreiheit ergeben h at, lediglich dazu be-

. 
nützt, um Neuregelungen in Bereichen vorzune.hme�, \'10 kein 
erkennbarer �eformbedarf besteh t. Neben dem grundsätzlichen 
Hangei, das l1ediengesetz mi  t ",,�i teren Verfahrensvorschriften 
z u  überfrachten,. geht der Entvlurf auch den rechtsstaatlich 
äußerst bedenklichen '\'-leg m annig�'ach er Querverweisungen im 
Gesetzestext. 
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11. Grundsätzliche Eereiche der Zustimmung 

�s ist richtig und notwendig, die �cts�hädigungsbeträge und 
die 13ußbeträge des i'i.::-diengesetzes a nzuheben, wobei den 
geplanten Beträgen nicht entgegange treten wird. 
Sachgerecht ist es auch, die 3esccimpfung in den Anspruchs-
1,...,talo'" 0.""'8 ': 6 .\'�� 1 ··�-o.';e·""'&>s,:>+z '-";I�·zu;"·er7� ;:: ��/:." .... c::. Q '::' ;;' .... _e �.� _ "ö� _ v '.; .... .. I.J , ... .... ��_ Ju. 

Im!Ovlei t der .":r.t�'Turf jene Kriterien in das Gesetz einbrir.gt, 
die bisher von d.er Rechtsprechung zu e in'z-:-lnen Fragen 

entwickelt wurden, aktualisiert er ( wie seinerzeit die 
Reform des Familienrechts ) nur das Gesetz. Das ist zu begrüßen, 
weil es das Risiko einer zukünftigen Bechtsauslegung .ver
mindert. 
Was die I'iöglic.i:kei t der Beigebung eines Rachtsanwäl ts im 
Rahmen der Verfahrensh1lfe betrifft, wird g=undsätzlich keine' 
ablehnecde Stellung �ingenoBmee. �s muß allerdings klar
Bestellt werden, daß diese Anw�ltsbeigebung nicht nur dann 
verweigert \'l-9:.:-den kann, "Tenn eine beantragte ::�ecJ.ltsverfolgung 
offenbar mut\'lillig oder aussichtslos ist, sondern auch dan n, 
wen n  der befaßte Einzelrichter der Ansicht ist, diese Bei
gebung sei nach der Lage des Falles nicht erforderlich, um 

den Antragsteller vor Rechtseachteilea zu schützen. 
Anders als im zivilgerichtlichee Am·;altsprozeß· ist eämlich 
die Vertretung des Antragstellers i� Bntschädisungsverfahren 

vor de� Strafgericht nicht zwingend, sodaß es wohl der Dis
position des befaSten Zinzelrichters vorbehalten bleiben muß, 
�: er die Vertretung durch einen Rechtsanwalt erforderlich 
nält. Die Einräumung eines Beschwerderechts gegen die Ver
weigeru�g der Anwaltsbeigebueg wird nicht beeinsprucht. 

111. Stellungnahme zu der. einz-slnen Punkten des Ent",urfe 

1.) Zu § 6 Mediengesetz: 

'tJährend der .Aufr.:ahme der Beschimpfung in den Anspruchste.tbe
sta:-:d äes § 6 nic�t entgege!".E�treten \'Iird, muß darauf hinge-. 
wiesen werde�, de.ß der geplante Aus��hluStatb��nd für den 
ORF, wenn ein Betriebsfremder im Rahmen einer Live-Sendung 
eine aespruchsbegrü ndende Äußerung abgibt, dem Gleichhei�s
gru nds'atz widerspricht. Eie zivilrechtlicher .l\.nspruch für 
( immateriellen ) Kränkur.gsschader. besteht nämlich entgegen den 

25/SN-96/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 24

www.parlament.gv.at



, 

Ausführungen d�r 'erläuternden 3e�erkungen nicht, sodaß 

derjenige, der in einer Liv e-S end ung des ORF von einem 

Bet.;-:ie-osfremden beleidigt \'lird, keinen Krän kungsschadeo 

geltend machen kann, obwohl d2r OEF seinerseits die 

Attraktivität derartiger Live-Sendungen s ehr wohl für sich 

in Anspruch niI!<.Illt. 

Vorgeschlagen ... ·lird daher, d iesen Ausschlußtatbestlnd fa.llen 

z u  lassen und an sei�er 3tell� ein Refr eßre c� t des OR? gegen

über deoj enige n z u  nor.:!iere n, der die j� uß eru ng a bgege-oen hat. 

Es liegt z war nahe, den ORF nicht .für j�ußerungen Betriebs

fremder verantwortlich z u  mschen, doch können es die Ge

stalter einer Live-Sendung entSCheiden, wer darin z u  Wort 

kommt. Es ist nicht einz usehen, warum jene Personen, die 

von ehrenrührigen Äußerungen Betriebsfrem der in einer 

Live-Sendung des ORF betroffen sind, auf die Gelter.dmachung 

ihres Kränkungsschadens ver z ich ten sollten, wo doc::" d em O?.F 
die l'Iöelicl1kei t offensteht, die j�us",ahl jeDer Pe:rsol'::e:: z u  

-b-=stitlmen, die in einer Live-Sendung z u  Vlort kommen. 

2.) Zu § 7 Mediengesetz: 

\i/ie bereits z um  neuen Ausschlußgrund des § 6 Hed ier: ges etz 

z ugunsten des ORF ausgef��rt, benachteiligt die geplante 

Ergänz ung des § 7 Mediengesetz (§ 7 Abs. 2 Z. 5) den 

Betroffenen noch stärker, weil der Haftungstatbestand des 

§ 1330 ABGB nicht m it § 7 Hediengesetz deckur:gsgleich ist, 

sodaS derjenige, der von einer im Sinne des § 7 Hediengesetz 

Elnspruchsbegründenden Äußerung eines nich t beim O?..}' 13e

schäftigten, die innerhalb einer Live-Sendung abgegecen 

wird, betroffen ist, nicht einm al die (rein) z ivilrechtlich en 

Rech tsfolg'en des \<!iderrufs und der Unterlassung geltend 

machen kann. Die Bestimmung des § 78 UrheberrechtsG. schütz t 

nur das Bild des BetrOffenen, kann dah er gegen verbale 

Entblößungen nicht eingesetz t werden. Die Konsequenz 

der beiden den ORF betreffenden Haftungsausschlüsse ist 

dah er eine gleich h ei tS\'/idrige Benachteiligung jener Per

sonen, die in Live-Sendungen von Außenstehenden beleidigt 

oder bloßgestellt werden. Dies kann nur daz u fUhren, daß 

in Hinkunft geradez u eine 
,
Einladung besteht, das Feh len 

einer Sacktionsm öglichkeit (insbes. in Hinblick auf Bloß

stellungen i.S. de s § 7 Hediengesetz ) zur Abgabe ent-
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spreche�der Äuß�rur.gen zu nützen. Dies läuft dem er
klärten Beformziel des Ent\;lUrfs doch wohl klar zuwider. 

3.) Zur geplanten Fassung des § 7 a: 
iiiE" bereits in den Vorbemerkungen ausg�fUhrt, sehen die 
richterlichen Standesvertretungen keinen Bedarf nach 
Schaffung von Bestimmungen, die dem verurteilten Straftäter 
einen Anspruch auf Ersatz jenes Kränkungsschadens einzu
räumen, den er darin erblickt, daß in einer Veröffentlichung 
über den gegen ihn geführten 3trafproze ß seine Identität 
preisgegeben wurde. 3in solcher Anspruch verletzt nicht 
nur das Grundrecht Buf frsia Inforcationsverbreitung im 
Sinne des Art. 10 }mK, sondern pervertiert den Schutz 
verurteilter Straftäter geradezu, indem er besser gestellt 

. wird als derjenige, über den im Zusammenhang mit einer 
strafbaren Handlung berichtet wird, die noch nicht zur 
Aburteilung gelangt ist. 
l:lie - grundsätzlich '·.'tinsch�us\-Terte - Öffentlic::l{ei tskon
trolle durch die Pro-zeßberichterstattung würde durch die 
neue Besti�ung praktisch gänzlich unterbunden. Die im 
Ent\<lUrf genannten "anderen Angaben, die geeignet sind, zu 
einem Bekanntwerden der Identität dieser Person" zu führen, 
sind jedem sachgerechten Bericht über einen ?roze ß zu 
entnehmen. Die Rechtsprechung hat ja schon bisher ein
hellig den Standpunkt vertreten, da ß die Betroffenheit 
einer namentlich nicht genannten Person von einer auf sie 
bezogenen j�u ßerung immer schon dan!; gegeber. ist, ",enn es 
einem eingeschränkten Personenkreis, in der Regel aus dem 
sozialen Umfeld dieser Ferson, möglich ist, aus den 
veröffentlichten Angaben auf ihre Identität zu schließen. 
Die Folge dieser geplanten Bestimmung kann es daher nur 
sein, daS jeder verurteilte Straftäter, über den berichtet 
;,ird, die 13eigebung eines Rechtsanwal ts im Rahmen der 
geplanten Verfahrenshilfe zur Durc�setzung seines aus der 
Berichterstattung resultierer.den �ntschädigungsanspruchs 
beantragt. �in solcher �ukunftsaspekt kann nur entschieden 
abgelehnt werden. 
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Im üorigen muß darauf hingewiesen werden, daß das 

verfassungsrechtlich normierte Erfordernis der Öffent

lic�keit der �auptverhandlung ( an das die Sank�ion der 

sor.stigen Nichtigkeit des Urteils geknUpft ist ) offen

sichtlich davon ausgeht, daß der Angeklagte sich öffentlich 

für seine Tat verant":orten muß. Diese Öffentlichkeit 

ä.ient einersei ts der jederzeitigen I:ontrollmöglichkei t 
der Rechtstaatlichkeit, andrers�its aber ebenso der 
Information der Öffentlichkeit darüb er , daß Straf�äter 
vor Gericht gestellt u�d verurteilt werden. 
Wenn der Entwurf daher - in den erläuternden Bemerkacgen -
nur den Fahndungszvleck nach FlUchtigen als Ausschlußta t

bestand gelten lassen will, so geht er dabei völlig an 

sonstigen Erfordernissen der Publizität vorbei, etwa daran, 
daß es im Falle von Eetrügern, die nach einem bestimmten 
modus procedendi arbeiten, wichtig für rräsUDptive Opfer 

ist zu \-lissen, ",·'er sie einmal mit ,",eicher Hasche zu 
betrügen versuchen wird. Auch hier kollidiert die Forderung 

nach Opferschutz mit dem Reformziel des EntvlUrfs. Dieser 

Wertungskonflikt kann aber nur zugunsten des Opferschutzes 

entschieden werden, sodaß der vorgesehene Identitätsschutz 
. für verurteilte Straftäter abgelehnt werden muß. 

Besteht ein öffentliches Interesse an einer eingeschränkten 

Berichterstattung Uber Straftäter, die verurteilt ,':urden 

( etwa aus 3rwägungec betreffend die Sicherstellung eines 
Resozialisierungsprozesses ) , so bietet sich die Eöglicl" ... kei t 

einer Er"rei terung des § 23 Hediengesetz. Es ",ära 6t�'la 

m�glich, daß der �icbter im Urteil auf Antrag ( oder _ 

vo!: amtS1,-legen ) auss)richt, daß die Identität "eir.es eten 
Verurteilten im Rar�en der Proz�Sberichterstattung nicht 

preisgegeben werden darf. Die Verletzung dieser Anordnung 

könr.te entweder im Rahmen des § 23 Hediengesetz oder des 
§ 301 StGB. geahndet werden, wobei marl die Strafb9stimmung 

als Antragsdelikt gestalten könnte. Der Bestimmung wäre 
eine Sanktion a.nzuschließen, die sich gegen den Hedieninhaber 

richtet, wenn die �erson des Artikelverfaesere nicht 

eruierba.1' iet. 
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4.) Zur geplnater. Bestim�ung des § 7 b: 
:::;6 1st unrichtig, daß Art. 6 ERK j edermann das Grundrecht 

einräumt, in j edem Lebensbereich solange als ur.schuldig 

zu gelten, als er nicht seiner Schuld üte�f:frJ.I't ist. 

Die Rect.tsve rmutung des Art. 6 Abs. 2 EHR verpflichtet 
die Vertragsstaaten lediglich, gesetzliche Sanktionen 
einer Verurteilung erst nii t deren Rechtskraft (:-i!:.treten 

zu lassen. Die Medien in den Wirkungsbereich des.Art. 
6 Abs. 2 H.�.qK einzubinden, �rvleist sich daher als gesell

schaftspolitische Fleißaufgabe, die nicht durch die Not

"Ilendigkei t der .Anpassung der Rechtsordnung er. d:::l1 112.::K-3tandard 

erforderlich ist. 

Die Re chtspr ecl:ung ist di:::sbezüglich bis:\.ang einen eindeutigen 

und ausreichenden Heg gegangen: verletzt eine Veröffentlichung 

das �rundrecht einer ?erson auf Achtung ihr.es. _'rive..t- und 
E'amilienlebens gemäß Art. 8 Abs. 1 HRK ( zu dem u . a. auch 

die Ehre einer Person zu zählen ist), so geb�n die im 
Sinne der Einschränkung des Grundrechtes auf freie 

l'leinungsäußerung gemäß Art. 1 0 Abs . 2 KRK norr:ierten 

(einfach)geaetzlichen Sar.ktic�en ein ausreic�9�des In� 

strumenta�ium ab, den TIetroffenen klaglos zu stellen. 

"':!urae über j ema t: den berichtet, er habe eine strafbare 

Handlung gestanden ( deretwegen er letztlich nicbt verurteilt 

":urde ) , so '.-Jurde sein :Sntschädigungsanspruch für die er

littene Kränkung anerkannt, wenn er tatsächlich kein Ge

ständnis abgelegt hatte. Ob dies der Fall '-Iar, ist Gegen

stand einer 13e\"eisführung gemäß § 6 Abs. 2 li t. 2 a) I':edien
gesetz� \'!ahrl�si tswidrige Zusätze zu einem Bericht über 

einen best�henden Tatverdacht \'!urden i::uner det:n als an
spruchsbegründend aberka nnt, we�n daraus ein für�en Be
troffenen negativer und unric�tiger Gesemtei�druck ent-
stand. 

Eier versuct.t der Ent\'lurf eir.ler. Problemkreis zu rE'geln, 

der bisher keins erkennbaren Re�elu�gsdefizite aufwies. 
Gerade der ß e griff der "ltarJ.I'ur:g� der· journalistischen Sorg

falt" bietet in seiner differenzierten Struktur ausreichend 
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G�währ dafür, daß tats achenwidrige Vorverurteilungen in 

medialen Berichten ausreichend s anktioniert werden 

könr:en. 
Völlig realitätsfremd ist hingegEn der Absatz 3 der ge
l'lar.ten :Bestimmung·. Kain Eedienrichter '·lire. in .::inem 

s olchen Fall eine gerichtlich zu hinterlegende Ent
schädigungs leistung auftragen, bevor das Verfahren gegen 
den Verdächtigen beendet ist, hat er äoch imcer mit 
Einwänden zu tun, die den Haftung�aussc�luß mit Argumenten 
reklaillieren, deren Überprüfung erst ar. Eand des Verfahrens 
Ge[en den Ansl:rucl1s' . .'erber möglich. ist • 

. ;�uc.i.1 das diesl:l�zügliche �Leformziel '"!ära, \'!enn mar. es f�r 
rechtstaatlich erforderlich hält, im RarJJen einer Neu
gestaltung des § 23 Nediengesetz unterzubririgen. 

IV. Grundsätzliches zum Verfahrensrecht 

'\'Iia bereits in den Vor"oemerkungen er"'lähnt, beschreitet der 
:8nt'.·mrf den aus vielen Grür.den &.bzule'::nenden i.'eg, Ver
fahrensrecht (neuerlich) in einer. materiellrechtlichen 
Normenkomplex einzubauen. Das Ergebnis erweist denn auch 
die Richtigkeit der Bedenken gegen eine solche Vorgangs
weise. Anstatt ein einheitliches Verfahrensrecht im Rah�en 
der 3trafprozeßordnung zu schaffen, in dem alle jene 
Regelungs defizite behoben würden, die sich bisher beim 
Eins cr.iXe i ten eines Privaten als Ankläger (oder Antragsteller) 

im Strafverfahren ergeben, wurden die Regelungen noch mehr 
aufgesplittert und unübers chaubar. 
3s ist eine Tatsache, daß alle jene� VerfahrEn, die (in 
der -?egel) von einem ITivaten bear.tr..lgt werden (darunter 

fallen nicht nur die Strafverfat.ren ''':E-gen der Hedieninhal ts
delikte der üblen Nachrede und der KreditsChädigung, s ondern 

auch alle selbständigen Verfahren nach dem Hed1engesetz, 

des Entgegnungs- und Durchsetzungesverfahren und die 
Verfahren nach dem U\'iG, um einige 'r!ichtige zu ne n ne n ), in 
der Regel als Anwaltsprozesse abgewickelt werden, wofür 

es eine Vielzahl von Gründen gi�t, auf die hier �icht 
einzugehen ist. re11veise kommt diesen Verfar.ren besondere 
nr1�glichkeit zu, denkt man etwa an den Antrag auf An-
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ordnung der Beschlagna.!lrne, \'1:;11 die Verbreitung eines 

Mediums unmittelbar bevo�steht. Hier fehlen bereits 
klare gesetzliche Bestimmungen über die Eöglichkeit 

eines (privaten) Antragstellers, die gerichtliche Tätig
keit außerhalb der Öffnungszeiten der �inlaufstelle 
des zuständigen Strafgerichtes zu veranlassen. Die 
Praxis hat sich bislang äami t -begnügt, solche Erforder
nisse im Erlaßwege zu regeln. Selbst wenn man den 
Journaldienst für .d�rartige Anrufungen heranziehen will, 
ist es gänzlich u�&eregelt, wer seine Anordnungen zu voll

ziehen hat; daß es bisher in der Praxis von der Polizei 

gemacht wurde, mag einem praktischen �rfordernis ent

sprungen sein, leuchtet aber keineswegs ein: auch einst

weilige Verfügungen der Zivilgerichte werden nicht von 

der Sicherheitsbehörde, sondern von der Vollstreckungs

abteilung eines Geric�tee vollzog�n. 

Für diesen 3ereic� gibt es �ahezu keine Regelungen. Die 

�!iet:.er Praxis etwa �:!eist Eescl::.lagnal"J".1eantrEige schon dar.:: 

ab, wenn nicht genau bezeichnet ist, wo die Beschlag-

na.t.;.IIle äurch,3eführt werden soll. :Ss kenn bei nedien, die 

österreich\'!ei t im Verschleiß vertrieben \'1erden, vom 
Antragsteller aber doch nicht ernstheft v-::,rlangt \',erden, 

daß er jede VerschleiBstelle bezeic��et, zumal ihn das 

Gesetz (bisher) dazu nicht verpflichtet. Die wenigen Fälle, 
in der.en eine Beschlagnahme nach § 36 I1edieneesetz noch 

beantragt "lird, heben es offenbar bislang nicht bewirkt, 

daß über das dies�ezügliche Regelungsdefizit diskuti�rt 

\'lird. 
Erfordert die Rechtsverfolgur.g aber keine sichernde l�ß

na.h.oe (wie sie die I;esc'::l�5r.abtl� darstellt) f so f elll t bis

lang �ine praktikable Gestaltur.g der gerichtlichen 3eaktion 
auf Anrufungen, die den gesetzlichen Zuständigkeitsnormen 

widersprecb.en. Fer.n 'der 2;;r:t\'1urf diesbezüglich einen zaghaften 

Versuch unterniluct (indem er die bisher der Ratskammer 

zustehenden Beschlüsse nach den §§ 485, 486 StPO'dem Ein-

J' zelrichter Überträgt), so vernaChlässigt er ä�Jei die 
-' 
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die grundsätzlich idente �usgangslage des u�t�rsuchungs

ri cr�ters ( § 92 Abs. 3 ;:;tJ?O ) , regelt die Befugnisse 

an einer Stelle, wo sie nur dem speziellen �rforderci� 

des l'ledie nverfahrens die r..en, anstatt sie g'=' r:-?re 11 in der 

stpo zu regeln und versie�t Beschlüsse mit ��fechtungs

möglichkeiten, gegen die tislang ein Eec!:ts�ittel nicht 

möglich war ( A�tretung wegen fe�lender Zustär..digkeit ) . 

l:rforderlic�: ist s-elbstverstär..dlich eir: He c:lts�i ttel 

gegen die Verfahrenseicstellung; Zustä�digk�itsent

scheidu�gen sollten hingegen unanfechtb&r bleiben, weil 

die �i.btretung die Prist"!s:-,U'ung bevlirkt ur:d der ..:'..btret1.;.�gs

beschluß jenes Gericht bindet, dem abgetreten wird. Dies 

,.,äre allenfalls, analog zu § 261 J."os. 6 Z?O, gesetzlich 

·zu normieren. 

Bejaht das angerufene Strafgericht s�ine Zuständigkeit, 

so ist zu untersc�eiden, ob die Voruntersuchung gegen 

eine bestim�te ?erson ( und nur diesfalls kaLc der Unter

suchungsrichter die Voru�tersuchung einleiten ) beantragt 

oder soglei ch ein Strafantrag eingebracht wird, geht man 

davon aus, daß ein Privata�klageverfahren ( und nicht von 

vornherein ein selbständiges Verfahren ) durchgefÜhrt werden 

soll. Ver"oindet der Privatankläger mi t seinem Antrag auf 

.Einlei tu�g der Voruntersuc::l.tu:g �icträge �uf Zuerke!:!:ung 

einer :�r. tschädigung sO':ie cuf Ano::,ä.nung der l:inziehung und 
der Urteilsveröffentlicbu�g ( ei� gesetzlic� �ormiertes 

Heo!.1r.is g�gen diese Vorga!1csv!eise, die von den versierten 

Xedienanwälten regelmäSig gewählt wird, besteht nicht ) , so 

steht fest, daß der Ur.:tersuchungsrichter jede�falls nictt 

für die Bearbei tur:g dieser :�nträge zuständig sein k:ir..n, 

weil siet seine Bearbeitungskompetenz nur darauf erstrecken 

kann herauszufinden, ob gegen eine bestimmte Person der 

Verdacht der vo�geworfecen strafbaren ITandlung besteht 

und dem Ankläger, ob staatsanwe.l t oc.4?r Privater, Anl:al ts-
P·u,.,1rte zu l' f d" , "'" + '" . d . ,L'" • •  ..... l.e ern, l.e. Q.l.E'sen

,
zur .Lr. .. s cuel. ur.g oe .... anl.gen, 

ob er die 3inst911u�� des Str&fverfa�rer.s geg9n den Ver

dächtigen herbeiführen od,:r die Versetzung in der. Anklage-
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�orb�reite n soll. Der u�t�rs�c�u;.esric�ter nat das 
Verf�·-.,,-,- :�-" -r c·';". J.\""�r a··ge " a ch d"' ''''.1 �,'; 0'" 7.'2 "!"c" 34 n�c·-i e "'.·-_ c;:. ___ t" , . "" .. ::; � _ 1.J \I .� � ., ,,;i , � � .... ,_ _ • - .... • 

g2setz daher auszuscheiden und si e dee 3inze lri chter 

zuzu�itteln. Aber was Dac�t der 3inzelrichter damit, bev or 

feststeht, ob es zur =ino rin gung ei nes �trafantrags gege n 

de n Ar tikel ver fasser kommt ? U nd welcher An tr a gste ilun g 

bedarf es, we n n  der Frivatankläger seinen Verfolgungs

anspruch eege n de n Artikelverfasser au f�ib t ? Die Anträge 

im selbständigen Verfahre n sind ohnedi es sc�on gestellt. 

Keinerlei befriedigende Verfahrensregelung e�thält das 

Gesetz scho n bisher für de n Fall, daß ei ne Äußerung, die 

den Anspruchstatbestand v ers chied ener Folgen ver\-drk licht 

( zB. Bestrafungsanspruch v�gen übler rrac�rade, § 6, 33 u nd 

34 l""'r<;-''''--''etz) ';-":/:.r :·'�'''''' ';'--r ":'J-... ... sQ<:.·ro .... .f'-rl"'·'·.,z oc'.:.r ', . ..... _ ':" '"::::' -:: ,e; , .... �. , . • .l..c::. _ .., :;' _ •• ":; J. ... '=' '" � "'" ..... -::: _ -::: •• _ 

i n  �in�r IJresseausse ndung abgegebe n �'lurde u nd z urVeröffer:t

lichung in verschied9�en Pri n tced ie n , aCer au ch im OBE 
fUhrt . \'felches Gericht ist nun örtlich zustär:dig ? ",'as 

hat zu ge s cllellen , \-le nn der Eedienrich ter eines Ls.ndesgerichte� 

au ßernalb vo n 11ie n im Laufe des Verf ahren s · Ker:ntnis davon 

erlangt, daß die Äußeru n g, deretwege n  er gegen einen 

Beschuldigten verhandelt, auch im OF.F gebracht ",urde ? 

Auch die bislang sch\<lamL1ige Defi ni t10n des lledienir.habers 

( Verlegers) im Med ien gesetz wird vom Entwurf n icht einmal 

im Ansatz tangiert. Tatsache ist es, daß die Sig enscba ft 

als Hedien ir:haber nic!lt r:ur Deteiligungsrechte gemäS 
§ 41 Abs. 5 I-Ied ie nge se tz 'oegründet, sonde r� darüber hinaus 

Leistungspflichten be grü�d � t, die ProzeSfähigke1t u nd 

Recht syer sön lichke it voraussetzen. Der Nedienr ich ter legt 

Leistur.gspflicbten fe st, die i n  letzter Kor.saquenz durch 
Bxekution auf Vermögenswerte 4urchzusetzen sind. Die Vor

schriften des i'Ied ien ge se t zes betreffer:d das ILlpressum (mit 

seinen Offenlegungspflic�ten) nehmen darauf aber viel zu 

wen ig Rücksicht. Hat der �ed ienr ichter i n  eir.em Verfahren 

gegen e i�e be st iIllI!l te Per son \Iregen eines l:Iedier:inhal ts
delikte den l1edieninhaber noch vor: amts"'eien- zu ermitteln 
und dem Verfahren be izuz iehen , epdaß Be�eichnungefehler 
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sich die Dri tt�Jir1{u!:gsn des ll�d.ier:ges9tz�s ric:�ten (vor 
allem die Solidar�aftu�g für die Verfabrecs�osten), so 

'herrscht 9ine unterschiedlicte Auff&ssung in der Beant

\'lortuns der }i"rage, was zu geBcilehen hat, vl�nn ein 3nt

schädigu�gs&ctrag gegen einen l!edienir:haber eingebracht wird, 

dem keine Rec�tspersöclichkeit zukommt ( z.B. den 0rts
organisationen politischer Parteien, die in'den Impressa 

ihrer lokalen l.Juolik&tionen als lIedienir:haber aufscheinen). 
Di�sbezUgliche Regelu!:gen fehlen im bestehenden i�die!:6ese�z 

etecsc wie i� 3ntwurf. Dabei wärec �ber g�rade diese Fest-

leßunge n im ile cl ien6es�tz zu treffe n, ",:2 i1 sie m:.: teriell

rechtliche Konsequenzen rec�tswidrigen Veröf;antlich�ngen 

zu regeln haben. Bezeichnet das Impressum einer Gratiszeitung 

"deren Inserenten" $.ls :'Iedienir:haber, so läßt es das Gesetz 

für den .Betrofferlen offer., \;eLJ er ethTa mit seinem 3nt-

zumal § 1 Abs. 1 Z. 8 

habe bietet. Zu fordern ist daher eine eindeutige gesetzliche 

Festlegung der Verantwortlic�ksit einer ( uEtürliphen oder 

jurist.ischen) Parson für die Rechtsfolgen, die sich an die 

Eigenschaft als Nedieni�baber knüpfen und die Festlegung 

haftungsrechtlicter Ko�se�uenzen für einen fe�b&ran ?ers onen
bereic::' in jenen Fällen, in denen das Impressum den �\:edien

inhaber unzulänglich bezeichnet. 

Sieht sich der Eetroffene etwa mit ei�er Veröffe�tlic�u�g 

konfrontiert, für die lt. Impressum "die I::serenten" einer 

Gratiszai tung als :,:edieni�haber haften, so '·'äre �r der::::ei t 

gezwungen, alle di9se :ns@recten ( als G�S�ll) �ls �treitgs
r.ossen etV,ra E.uf :�ränkt":.;',sssc��ade� zu �le.ger., oder E.'::er iD 
nar�en gerichtlicher Vorerbebu�ben zu klären, wer das Er

scheinen der Zeitschrift durch Inverkehrbringen besorgte. 

G,elingt es ihm, den Letztgenat:::ten fristgerE:cht zu ermitteln, 

so steht derzeit nicht fest, \'1elc�1en EinfluS es auf den 
3ntschädigungsantrag hat, wenn der Belangte unter Beweis 
stellt, daS er das Inverkehrbringen nicht im eigenen Namen, 
sondern im Auftrag der Inserenten besorgte. 
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Bestehen daher scho� in diesen Ausgangspositionen �i�es 

Verfa�rens Regelungsdefizite, so verstärke� �ich dies� 
durch die Tatsacbe, ��ß das traditionelle 3trafverfa�ren 

für die Verfolgung sfezieller Ansprüche, die auf Fest

leBung zivilrechtlic�e r Konse �ue nzen gerichtet sind, nicht 

konzipiert ist. 

Es bedUrfte daber eiess �isenen Ab 9 c�nitts· in der Straf

prozeSordnung, in dem der gesamte Verfahrens kom;lex, der 
sich aus der Verfolgung nicht�offiziöser Strafansprtic�e 

ereibt, für alle in1rage kom�enden Rechtsverstöße ein

heitlich zu regeln wäre. 

Hier wäre etwa festzule gen, welcbe prozessuale Rolle de� 
Staa tsam;al t zukomIllt, der die E.hrkränkung je [jes Parsor.e!:

kreises verfolgt, der in § 117 StG3 ger.annt ist. Aus c.eLl 

p�rsör:licl:en :t;inschreiten des :Beleidigten ",äre daher 

die -unwiderlegbare - Rechtsvermutung abz�leiten, daß er 

den Staatsanwalt nic�t zur Verfolgung seiner Ansyrtiche er

mächtigt. Tut er dies aber, so wäre festzuschre iben, daS 
der Staatsanwalt ( alle�falls mit der Konsequenz, daß s ein 

Einschreiten im Falle der Verurteilung des Verfolgten 

. dessen Verpflichtung nac� sich zieht, dem staat jene hosten 

zu ersetzen. d�� auc� dann anerleufen, wenn die Fir.anz

prokura tur iw Name n ä.es ::.Jut:de 5 ei !: '3  chrei tet ) als Yertr �,-;:el' 
des beleidigten J3ea.�t€'r. auf tri tt. In Cicsez. ��alle '; .. lirc.e 

sic!:. das I-'ro"olem erübrigen, das SiCll .heute dara.us ergic.t, 

daß der Staatsanwalt ( mit Eicwilliguce das betroffe�e� 

Eeamten ) die Urteilsveröf�entlichucg �!a�tr�gt hat und 

das :ledium diesem gerichtlichen .Auftrag nicht fristg€:xecbt 

oder gehörig nachgekoL��n ist. Jedenfalls müßte rUr diesen 

Fall dem bel e idigten Beactec das Recht zugestanden werden, 

selbst einen Durchsetzu:1ge-int.rag bach �. 20 :'1ediengesetz 

zu stellen, oder für den Fall, daß dies�r Antrag vom staatsy 

anwalt g�st?llt wurde, die Geldbuße als Abgeltung j��er 

Ur.lustgefühle zu vereir.na;'.o.men. die dareu!'.: rcsul til2rer.:, daß 

deL! Veröffentl±b.ur:gsauftrc::.g nic.ht ( gehörig ) entsproch,= r. ';;urcle. 
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Jcb.afft man ·-:in eigsnes 72rf&1:rensrecht für C.ie Anträge 
i�i�ater (in das ma� d�n staatsanwalt durc�gus ei�b�ziehec 
kann, wig es ic Palle sei�ar zivilrechtlic2�en Kompetenz 
im Verfahren über die BEstreitung der ehelic�;en Geburt in: 
Rahmen der Z.1'O schor. bislang der Realität ent.=pricht), 
so mü8te dies zu einer Reihe von EonseQ.uenzen führen, 
die in Einblick auf die zivilre(!htlichen :.e-eoe::aspekte 
sachgerecht wären: 
a) ei�heitliche Regelung des �ns�ruchs auf Verfahrenshilfe 

für alle diesbezüelichen Verfahren (die geplante Beitebung 
eines Anwalts nur für die �ntscbädigu�gs8nsyrüche nach 
de�: §§ 6, 7 llediengesetz ist rechtsstaatlieh inkonset;.uent) 

b) �·�öglich�sit Cl�r Ver.r.;':ndur::g -=ir.ee 3c�-.alltri_:Zl?rs zur �tuf-

zur ZPO 
c )  ::infülU'ur.g einer zu § 204 Z?O analogen :B�stiumung über 

. . .  . � _." "';st'e�:t.nD' ds.r eine frehlillig? Stre� tbe�legung ml. t aer ��ogll.cliKer 11 a'er/ 
in jeder Hinsicht rechtsverbindlichen Verrflichtur.gen 
dor o���='�e " Bo�o�l�a�on (a'"�O� u a ftuc� ��e U�+pr-..... ,�.J.�� __ " .. � .. .... \.1 .... . •  0""- .... e:. ____ • • c::. __ "" .... \,.1_ 

'verfung ur:ter die Besti!!J.!:l.ung des § 20 E�dier.gesetz bei 
fr"?i"li llig Ubernommecen Veröffentlichungspflichten, 
Verzicht auf Inanspruc::..na::me des B"t;_ndes für Veröffe ntlicl'luLf 
einer ;':i tteilul'1g getläi3 § 37 Hediengesetz, Kostenha.ftungen, 
u�nittelbar exekutiv durc�s�tzbar, etc.) 

d) ";egfall der :l5estirru:mr..g des § 276 a StPO, sow:;i t es die 
selbständigen Verfabren betrifft 

e) Höglic2::kei t einer - beeir:spruchbaren - }�or:tur1azent-
6c;�eidung im selbstänc.igen Verfahren (analog dem 
Za: .. lu!-.gs 'cefe11l der Z?O) 

f) legistisc�e Festlegucg des Kostenersatza�s;ruch der 
Rechtsanwälte für alle derartigen Verfahren (�euge
stal tung _cer Tarifpost 4 des lU'TG) 

g) Eir.schräni.:ung des Eesc:üagenahmerecl:tes in dieser. Ver
fahren auf die Gestaltung der §§ 303 - 309 ZPO 

h) gesetzliche Vorke.hrur:gen für :lee Fcül der �;rforderlicl:}:ei t 

der Volstreckung gerichtlicher Bescblagr.a�me- und Ein
ziehungsanordnungen 
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stell ungljah.me zu ä e 1: eir,z-= lr:'en l'unkten 

VerfaLr.::;nsreform: 

1 .) Zu :' 8: 
�� s f. � t S ;_ = i c.h -t; . :"'_"" t- '!':.r" 

- _ .... _ ... 

zu übertrsRsn. TIie die3bezU'lic�e Regelung nur - - -

f"ir das :3r.tschä.1igu:"gs"!€-rla';':r-en gr-:-ift Eülerdit-:gs, ':.'ie 
uereits ausgeführt, viel zu kurz und gebört generell 

in die stPO. Will man jenen Einzelricbter davon aus-
o '1 '  Q d 

.. ' . .  � � 
t

�' " \ '  1 . 
t

" , 
scnL�ewen, er u�er o��sn L�cne �nK agen zu an sc�e1aen 

hat, so böte sich doch. zumir.dest die rieE;elung in eit:eo 

eigenen Abschnitt der st?O über das Verfahrensrecht 

betreffend Privatanklagen (und die selbständigen Ver

fahren ) . Zu fordern ist, daß eine derartige Zinstellungs

�or.·; , ,.--"""e r.z ( t' r. t"rp'''' ''' , ;:: � ,,,-It !, �.� F c1- tu"" �!"': r· '0' '"1-1 C ;,>= -I +' °uc". ..... •  u,;.., � 11 .  .0. .... '->w .... .. w = ... . ... J. .. • •• t:;. __ • Co) ... .. . '- _ ... ,, ) c;;, • •• 

für d�n Unte�suchungsric�ter vor�eaehen wird� �er 3ic�ter 

des 3e zirksger-ic:: tes besitzt die.:;€' ::on.,e te nz iI::t ü�::rig�r. 

schon bisher ge�erell (§ (S' Aba. 2 StPO) . 

Einheitlich zu regeln wäre es auch, in welcher Reihe�folge 

ur:.d ur.:ter Beach1:ung \'lelcher Fristen der Betroffene 

s�ine Anträge zu stellen hat. Es mU�te vor,sse�en ��rden, 

d ß � .  ._ . ... ..t!'.. 11 ... . . .. , ( . .... . 

a c.�e i!°r�s lien � ur e. e sons I.o�ger.: .;i.r.s::.-rucn� na" .I�US-

na::me des :Zntgegnu�:gse.r.spruchs ) sola nge eer..erunt sind, 

als eie Verfahren tiber eir.e� �ntr�s auf �i=lsitucg der 

Voru::tsrsuc:'l'ung gegen ,;.ir.e l'erson ar:�är.eig ist, die mit 
, 

d�r inkri.i:linierten V�rö!fentiicllUbß im ZusammenbE::.ng 

steht. Der l�ntrag aul! :;inle-i tur:g der Yorur.tersuc::ung 

sollte, "/ie "bisher, dazu b.erechtigen, die .Anordnung einer 

Verr.:fliöhturig der· Veröffentlichung einer Hitteilung über 

die V'erfahrenseinlei tung zu beantragen, ohne dies vor. der 

Stellung eines �inzie�un6santrags abhängig zu machen. 
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Nacht der Antragsteller aber nur einen Entschädigungsan
trag geltend, so ist es sachgerecht, iIm die Antrae;stellung 
auf AnorQr:.u�g der Veröffeotlic!:ung einer Ei tteilung übe.r 
die Verfal:rensei�lei tur.g df'.�:: z.uz1�·;:;illig�n, "rer�n er die 
Ein�iebu�g für wertlos hält, ��i: die :�di�DstUck� o�nE�in 
schon ver�reitet sind Oe0r �it ih�er weiterer:. 7er�reitung 
�&r.zels Aktualit�t nicjt mehr zu rschnen ist. 
�s müßte aber VOD Antragsteller verlangt werden, daS �r sich 
bei erstualiger gerichtlicher A�tragstellung eindeutig er
klärt, was er will. Verlangt er die Verurteilung einer 
Person '.'legen eines. IIedieni!�!J.al tsdelikts, so soll klarge
stellt seü:, daß er diesfalls die ::öglichkei t hat, sämt
liche so�stigen Anträge bis z�m SchluS der Hauptverjandlung 
zu stellen. Verlangt er dies aber nicht, so sollte ihm 
in einer eir.heitiicben Frist eine Erklärung abverlangt werden, 
was er sonst will. Es ist keines ... ,egs einzueehen, vlarum 
für das selbständige Verfahren über einen 3ntschädigungs
antrag andere Fristen bestehen wie für das ( selbständige ) 
Verfahr?!: über ei!:en Einzie:':.mgs- oder Urteilsveröffent
lichUl:: gsantrag. Ebenso\1enig ist einzusehen, \"arum die Antrag
stellung um eine l:!'änkur.gsentschädigun� immer dann, \'lenn 
kein subjektives Verfa!::ren durchgefÜhrt ''1ird, mit sechs 
EOl1aten nach. TIeginn der Ver'breitung der Veröffentlichung 
besc�ränkt ist, wenn der Antragsteller, der einen Urteils
veröffentlichungsantrag io selbständigen Verfahren ein�ring�, 
dieser. auch noch stelle!: kann, ':enn il� U:.Js-tänc1? "o€�:ar.:-_t 
ge, .. lorder:. sind, daß keine b:stiDL1te ?erson verfolgt oder 
verurteilt \·.'�rden kann, �·!as möglichervleis� erst ::ach ei:::er 

. Vorul'. tersuchung feststeht, die :lehr als sechs Hon:.. te ge
dauer�t hat. ·Hier bedarf es dri: 'Jgend der Vereir.:::ei tlic.h:'..l.cg 
der Fristen. Führt der Betroffene eine Voruntersucbung, so 
wahrt dies die Frist für sämtlict.e sonstigen Ansprüche, zu�s.l 
der Hedienit:haber ohnedies bereits in diesem Verfe.::re::sstec.ium 
die in § 41 Aas. 5 nor.:lier-ten ]3eteiligur.:gsrec:?'�te hat. 
Komut es nicht zur Anklage ( aus "'elc:�en Grünc.en imDer ) , 

so wäre eine Frist zu normieren, die den Betroffenen v�r
pflichtet, tätig zu vIerden und sich zu erklären, \'lelche aer 
ihm offenen Ansprüche ( bei sonstigem Verlust der übrigen ) er 
weiterverfolgen will. 
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2.) Zur geplanten Verfahrenshilferegelung (§8 a ) :  

Bekennt man s i ch dazu, daß die Gewährung der Verfahrenshilfe 
für jene Pers o nen ,. d ie auf Grund ihrer wirts chaftlichen 
Verhältni s s e  ni cht in der Lage s ind , eine ihnen zus tehende 

i'Re chtsverfolgung ohne Beeinträchtigung ihres Lebe n s s tanda� 
zu finazieren, zu j enem s taatlichen Aufgabenbere i ch zähl t ,  
d e n  die lIRK den Vertragss taate n  überb i nd e t ,  so,�lbl,eib t d i e  
geplante Rege lung in s i ch inkonsequent. 
Der Entwurf le idet d i e sbezüglich offenbar ,am Irunds ät z l i che n 
Mi ßvers tändnis ,  d a ß  nur der ( be s tehende und ge plante ) E nt
s chädigungsanspruch nach den §§ 6 f. :t-led iengese t z  einen 
"zivi lre chtli chen" Anspruch dars tell t , für d e s sen Verfolgung 
die Verfahrenehi lfe zu gewähren wäre . Das i s t  sachli ch un
riChtig. ·Zivilre chtl i ch i s t  ebems o sei ner Rechts natur nach 
d er Anspruch auf Entgegnung , aber auch d ie Ans prüche auf 
Anordnung der Re chtsfolge n der §§ " , '34 Hed ienge s e t z  s i nd 
letztlich zivi lrechtlich ,  zielen s ie -d o ch auf die Bes e itigung 
der F oigen d e s  Re chtsei ngriffs und auf seine ( publ izi.s t i sche) 
Wiedergutmachung ab . Die Urtei lsveröffentli chung korrespondier� 
'dami t mit dem ( zivi lre chtlich durchset zbaren ) Anspru·ch auf 
Veröffentli chung des Wid errufs e iner Äußer�ng , während d ie 
E inziehung der sachl i chen res titutioL i n  integrum entspri cht . 
Die Nöglichke i t der Be igebung ei nes Re_chtsanwal ts i n· d ies e n  
Verfahren ( di e  i n  d en entspre checdep Zivi lverfahren schon 
jetz t gegeben i s t ) , wärevdaher ebens o sachgerecht wie im 
Entgegnungsverfahren ,  in dem s chon die Formulierung d e s  
(außergerichtl ichen) E ntgegnungsbegehrens über d ie C.he,ncen 
einer gerichtli chen Rechtsdurchsetzung ents cheidet • .  :Sekennt 
man s ich daher scho n zu Verfahrenshilfe , daß muß dies wohl 
für alle Bere i che gelte n ,  zumal ansonste n die befaßte n 
Rechtsanwälte in eine n enormen Zwiespalt gerie ten, wen n  s ie 
erke nnen müßten ,  daß eine Veröffentliohung nicht nur Anlaß 
für e i n  Ents chädigungsbegehren , smndern auch für s on s t ige 
Rechtsverfolgungen s ei� müßte. Ohne i n  diesem Zusammenhang 
auf jene haftungs rechtlfchen Riske n  hinzuweisen , d i e  dari n 
begründet s i·nd, daß d�s Medie�recht ,als ,"Sonderreoht:!!· mi t 
seinen vers chiede nartige n Verfahrenebarrieren s ich nur sehr 

bed i ngt 
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Das ge lte�de �e d i e � ge e e t z  i s t i �  di5 s e m  �l � k t 2 me �rfach 
u :: b e f r i a d i g = t: c1 . �, : ti.br:: �d e s  i� der 2 e s t il:1!:::rJ. � g  d e s  § 8 Ac s .  1 
vor - -i e :... t c.. � � ,o -i  '" ···· r: t c:: c '" '=i r? ;  "'u r C" ::; a � trag " i '" :. ; I� P i"11 o + "" � i' _  

:;:) .. .  � ,  _ w  _ .... � ... -..; .... _ .J. '"""' '''' - o  ._ .;.., " _  .. � 10-_ _ _ • _ _  •• "-' oJ __ _ 

g e =ich t l i c h e n ·�rerf'ar.iXen1! b i s  zum J c!: lu S  ö er l:'aui: tv erha l, d lung 

g e l tend g e ma c!iJ.:; ·. : 2 rCt e- n  l�e_ � !1  ( fl�:.cl"! 't�·.'2 :: :: d i e s ·�=; = ::>:- 2: r B# 1 s  

.. � +"" <> .<', ..L c � l ( � '" -i r.  c. -i ". . ." ,.... �� o r ' .,-. + ::> -i -: o r· " :. m ':- r're ''' n ..L ,., -l s )  "' uf ...... v":" c;. J.. :..:tr v .... __ i.,,4 '*-_ • • ... _ .- . .. _ � " .. . u_ u W' ... _ .. .. \,,4 _ --J .... _ .... .,\ 'j .... " «;0., 

. . t C L e r: � s  , 

.. ir: trag z u  st7) l lel1 is t, l ä ß t  sich d em Ges et z e s � ,= x t  r:i cl:t 
ent n e hmen ( \"las gr=mäß ' § 34 Ai.j S .  1 l :edi e nge s e t z  a u c :"  f:J,r die 
Urte i l s'veröfi'en t l i cl:ung gil t ) .  Offen'o ar gir.g der G e s e t zg e b e r  
d avo n aus ,  d aß d ie s e  An träg e b i s  ZUG S chlu ß 6 er Ecup tver
ha nd lung io sub j ektiven Verfahren ges tellt werd en können. 
Jas Fehlen e i n er d i e s be z ügl ichen �lars t ellu ng im G�setz wäre 
vTeniger auffäl lig, gäbe e s  n i cht die erwähr: t e  B e s tim::ung im 
§ 8 Ab s .  1 : :e d ie r!gesetz, ';!o :: a c h  ::; :: t s chäd igu!:g s a n s :Jri..i. c�e im 
sub j e ktiv e :: V� =fa�re � b i s  zu� 3 c�lu 3 d e r  ��u) tv 2 r�a c d lung 
ge s te l l t  w e rd e n  kö� n e c .  �ac es dort e � er zu � r e i s ; rüche n ,  

so war ( u�d i s t d e  l eg e  lata ) d e r  B e troff e ne auf die se chs
monatige l?rist des § 8 Ab s .  1 ��ed ienge s et z v -= ::" '!ie s e n , ",· ä.�·�re nd 
d e rje r. ige, der ei 11 e  :2i� �iehung oder Urteilsveröffen t J.±llung 
will, die üb e r�ührung i n s  s € lb s t i� d ige Verfa�re r: gemä ß 
§ 4 4 6  .3 tPO b e a ntragen ka nn. Au ch l:ie r  be s t e ht � ine äu :3 e rst 
na ch teilige sa chliche Diff e r e n �ierung, die sachlich nicht 
begründ e t  is t. 
'·.'enn daher der E n t\-lurf neuerlfdl yor.sieht, daS d e r :Betroffe ne 
s einen 3nts chädigung s a n trag bis zum Schluß d e r  Hauptverba r. d lu ::g 
im " strafge richtlichen Verfahren" stellen kann, so bese itigt 
dies nicht die Be rechtigung d e r  Ford e rung nach �i r:er klaren 
Frist� nverei�heitlichung und nach e i n e r  Gleichs t e l lung d e s  
E nt s chädigungsver;B�rens mit den Ansprüchen nach ' de� § § 33 , 
34' He die ngesetz', d ie ohne objektive ?ris t  d ie 'überführung 
ins selbs tändige Ve �fahren imm er d ann zulas� en, wenn sich 
nerausstel l t ,  daß die Verfolgung einer bestimmten Person 
nicht möglich ( und nach d em 3 r. twurf �icht be ab �icttigt ) ist . 
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für Yerfahrenshilfe eignet , läßt d er Entwurf vers chiedene 
Notwendigke iten völlig unbeachtet . Zuers t sei darauf ver
wiesen ,  daß es dem E i nzelri chter , der mit e i nem " Verfahrens
hilfeantrag konfrontiert ist , mögli ch " sein muß ,  die Bei-

_ r 

, � '. ' . . 

\ . gebung "e ines Rechts a nwal ts ni cht nur deswege n zu verwe igern , 
w!3il er d ie Rechts'verfolgung für aus s i chts los oder offenbar 
mutwi lli"g häl t ,  s o ndern auch dan n ,  wen r.  er der Ans i cht i s t ,  
d a ß  die amIColtli ehe Vertretung n i cht erforderli ch i s t ,  um 

den Antrags tel ler v or Rechts nachtei len zu s chützen . 
Kei"nen Rege lungse nsatz enthält der Ent",urf außerdem in der 

" " 

Frage , " ",el chen E i nfluß d ie Antrags tellung um Beigebung eines 
Rechtsanwalts auf d en Lauf der Verfo lgungsfriste � hat ,  i ns 
bes o ndere darÜber , wel che Ko nsequenzen e s  für d i e  Fri s ten
wahi-ung hat ,  wenn d ie Bewilligung der Anwaltsbe igebung ver
weigert wird . In die sem Fall liegt " j a  kei n Verfolgungsan
t�ag ( o�e� Ents chädigungsaritrag ) ,  s on�ern" ledigliCh e in 
An�g auf Beigebung eine s Rechts anwalts vor. 
\'1ie s chon in den Vorbemerkungen ausgeführt , würde e s  bei 
Gesetzwe�dung des Entwurfs nunmehr zwei Arten der Verfahrens-

" , 
hi lfe gebe"n: einmal den Ans pruch auf Beigebung .eine s Am!al ts 

" ' " 
für das Ents chäd igungsverfahren und ei nmal d en Ans pruch auf 
pers ö nli che GebUhrenbefreiung in a llen "übrigen Verfahre n ,  ",ozu 
n o ch die Ilögli chkei t "des j ewei lige n Med ieni nhabers käme, " 

einen Ver,treter nach § 41  Abs .  2 'StPO , zu beantragen . Die 
S inriha�tigkeit einer s o l chen Ges taltun� muß ernsthaft bezweifel -: 
werden." 

3 .  ) " Es i s t  zu begrüßen ,  da ß de� E n"twurf eine Vers tändigungs� 
pfl i cht des  Nedi e ninhapers für den Fall vorsieht , daS er 
ei nem "E ntgegnung sbegehren nachgekommen i s t  (§ 1 3  Abs �  8 der 

" "  gep la.nten Fas s ung ) .  Offen läßt e s " d e"r E ntWurf jed o�J:i bedauer-, , . , 
" li ch"erwe'is e ,  \Ilelche :rt'lichten  den 1>ledieninhaber diesbe zügli ch 

' . . .. , ' 

treffen ,  d. h . , was er vorke�en muß ,  um d'� Erfüllung seiner . " 
Vers tänd1gungs pfli cht nachzukomme n . ' E s ge n ügte , wenn im 
Gesetz festgeleg t wird " daS er die VerstäQdigung einges chrieben 
an j ene Adresse  " abges chickt har;,e n  " muß-� " die " im "E ntgegnungs-

• , I . 

begehren aufscheint . Der Medieni nhaber " 'sollte j edoch nicht . . ' . . , 
. mit Zustellrisken ,.b�laste1i �erden .  

> "  . : c . " " 
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j i e ht ma � �i�e de rartige Verstä c d igu�gs pflicht d es Me dien
i� habers a b � r  scho n fti= d � n  ]all au ß a rgerichtl i ch�r 
� !'J t e:; 2 gr: iJ. :::::; s o e g s llr 2 r:  v or, s o  ' . .  'ar s es nur s !? ch.s -= r � cht , :<!. ne 

solche i �soeso r: d � re dort f e s t z ul � ß e � ,  �o e s  , . um a. �e 
2 9 ,  3 4 . 3 7  

c.- o:, s  t ? '"'  "<=- d -i  ,:, "' ,-"::. s "' -!- z )  df!.r 'Ter o· · .f' �"' �· :· "'- �..L. -i cn' " ngs'- '''l; c '� t r· � c � z" -'"' u '- V ... . - .. ""'" . - 0 .... ..... iJ - � .. - ..... ... - 1I .  \.A. J:' ''  _ ... .. . � ... I.A. 

kon8e n hat , s oda S e s  umA O  � � � r g ! r s c � t f e = t i gt wär e ,  ihn 
bei sonstiger Haftu �g für d ie Kosten des Durchsetzu � gsver
fahr e ns zu verpf1ic�te n, t e e  B e r e chtigten durch Überse edung 
eines Belegexemplars die �rfüllu ng d � s  Auftrags nachzu
w e ise n .  Konsequent im Sin n e  des Re cht s chutzes des Berechtigter: 
aus einem gerichtli ct e n  Veröff ! � tlic�u�gsauf trag wäre es 
auch, die Frist des § 20 Medie ngesetz zur E inbringung e ines 
Durchsetzu ngear: trags erst mit je n e c  Zeitpunkt zu lauf e n  
begi r. n e n zu lass e n, i n  deIll d er E e r a chti g t e  davo ;. Ze n r,tcis 
e rla ngt, daß d e r l!� di e � i �hab e r  � e c  7 s r ö ff � n t l ichu � gsauftrag 

B e tr offene zu s in e r  Art LauersteIlung verpflichtet, weil er 
of tmals gar nicht wei ß , wann die nächste Ausgabe eines 
per iodische n Druck",lerks e rscl16 i n e n  ,'lird. 

Da ß man im :Snt'.-mrf dem I ledie�r icl-.;.ter eine ( e.llerd i r.gs 
sa nktiocslose ) :t'r i st vo n fünf ', : e rktage n s e t z e n  '.-;1 1 1, über 
einen Entgeg nungsa c trag zu eC � 3 c�eid e n, gegen d e n  k eine 
�iri'. ,·e r:dunge r: ei cge "-:racllt \':urden, muß 'vloh1 eher e 1s 
legi stis ches Kuriosum ange sehen '.-,r e rde n • .Acges i C!lts der 
Verwe ildauer der Akten in de � Sctr9ibab tei1ur:ge � de r 
Gericnte läßt sich au s dieser F=istsetzung kein fü�lbarer 
B � lebu r:gsimpuls für den im TI �tgegr.ungsrecht norLierten 
Teil d�s Pe rs ö r.lic!lk: d  tS !3 chutzes erus rte n .  3s ist e ller davon 
auszugehen, daß die Justizverwal tung in Eescb"','e=defä1 1e n  
Reaktions anläss e  Zli schaffen versu.c b.t , d ie sich auf ges etzlich< . 
Fristen beruf � n  kö :. nen. Von richter1icher . Seite ist i ndesse n 
gegen die gepla nte Fr istsetzung . sachlich nichts ein zuwe nde n. 
Der praktisch@ Nutle n  �ird sich allerdings ' i n  Gre n z e n  
haltem. 
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4 . ) S chon bisher entsprach es der tibung einzelner · 
Gerichte, den Text der jewe ils vorzunehmenden Vert>ffent
li chung�n genau f e s tzulegen . E iner d iesbezügli chen ge
setzli chen Verpfli chtung wird daher ni cht entgegenge -

\ ,  treten , zumal s ie Unklarheiten ' darüber verhindert , wel cher , 
Text nun tatsächlich zu veröffentli chen i s t .  

5. ) Was d i e  Ge ldbußen nOach den § §  1 8  und 20  Med ienge s e tz 
be trifft ,  wäre vorers t gese tzlich klarzus tel len , daß 
den Med 1eninhaber wed e r  Kos tenfolgen nach § 1 9  Medien
gesetz noch Geldbußen treffen kt>nnen, wenn er e ine 

� " 

t,' . 

( au ßergeri chtli ch)' verlangte Entgegnung nur d e shalb nicht 
veröf.fentli ��t hat', wei l  sie ' in d er begehrten Form nicht . 
den gesetzl'ichen Erfordernis s en ' entsprach, ihm, d em Medien. 
inhaber aber kei'ne Kompetenz im , S i n.ne , des  § 1 7  Med ie n'
gesetz �ukam: l ,  . s ie • (.ohn� Veränderung ihres 8�n[lgehal ts) 
s o iu mod ifizieren , daß � ie hätte ve�ö.ffentli cht werden 
kt>nnen. Es müßte d aher · eine Be,s t immung ges chaffen werden , 

!. • . • 

die fes thält , daS der Medieninhaber , d er s i ch s oglei ch zu ' 
s einer Verpflichtung bekennnt �  d i e  Entgegnung ( nach Modi
fikation) zu vert>f:f'entl i chen, keine Verfahrenskos ten zu 
tragen ' hat ,  wenn d ie Modifikation nur dur ch den' Richter 
im , Rahmen des § 1 7 }iedie ngesetz mögllch ist . Die sbezüglich , . 
wäre eine Analogie ' zu § 45 ZPO' herzus tel len. 
Fes tzuhalten wäre im Gesetz wei te�s , . da ß  der Med ieninhaber 
immer dann , wenn die E,E,ltgegnung auf ' mehrere Thesen einer 
Veröffentlichung begehrt wird , bere'chtigt i s t ,  mit 
kostenbefreiender WDkung d ie Entgegnung auf jene Thesen . 
zu vert>ffentli che n , gegen d ie er keine Aus chli ßeungs - oder 
Verweigerungsgr�nde ins T�effen führt. Diese Berechtigung 
müSte nur 'dann fehlen ,· wenn die Thesenpaare in e inem 
SinnzusaiGllle nhang 'stehe n ,  der . die Veröffentlichung e inzelner 
Aussagen als irref'ühre,nd, unvollständig ers cheinen lie Se.  

6 . ) , Rechtstaatlich legitim erschiene es auch, gesetzlic� 
fes tzulegen ,  daS dem E n�g.e�nungswe�b.r ein  Anspruch auf 
�r8a'tz der Kosten des anwaltliehen E b�gegnungsbegehrens . 
z.us�eht,: 8e1 es � weil das Medium ' d�m E ntgegnuJlgabege�en ' 

: ,.' 
, 

.. .... ' 
7 . , • 

' .  
" \  . 
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V 0 1: s i ch a.us nachkommt , s e i  e s , "le i l  e s  i n  -, i r: em L nt

geg ::ur:l g s v E- rfE:!.:�r e n  u :: t e rl i e gt . Irr. S c : � � e ib e n , mi t G e Li f: i l:e 
�� � t G e g n u ::: g sv e r öf f e :: t :. :.  C I: u :::,: 2 � ':  o :,.' :;: ; ::- t '\ : i � d , ITl'.l ::l :: 2.:"':: i c �: 

r e präs � n t i e r t  s � i n , we i l  d i e  V � rb e s s 9!u :::gs fti�igk 9 i t d e s  

� n � " - c nun a � � = � - � �e r s  s c � o �  v om �� s � + z a  he r �u � e -s �  b � -� ..  "" C 'C' b .. � . .. - 6 ..... u _ W C •• _ .... ...1. 1... _ ... .... V 'C J,. 7"" ...... - u .., 

s c hr ä nkt i s t . ', : '2 � :_ c�. e r  .. :� r"\·lal t da!:e r im Zivi lverfc:::re n 

S � '; - ,::. r: ' r" "" n "" l L" '� "" d  "" c:: v "r ""r o z e s s u"' '' ;:.  �' o s t p n �p � "' � r. 6. � , ,, j.- e n � ..L �_ ..... ... _ lc;;...J..L " c;.o.. \" __ .'. a :,.", � "' \,., . .  v 1:' ::. .. � _  .:,"� _ � ·  _ _  "" C  .. �:,....,. ...... .... .. 

l;:,:;, r: r: , s o  i s t  : ü cl:t � i ::: zus -::- �j,e n ,  \'!arUJ:i i hm i m  .2;'&. l l e  � i ;.: e s  

( l e t .:  t l i c.r- . -ario 19re i c �" e n ) ::::; ntgeg r..u r: � 2 p e g e hre ns a r.. d a s  : �s- d iuI!l 

ke i n  A � s pruch zus t e he r.  s o l l te . 

�ab e r s  em U n t er� le i � e n  e i r: e r  g e ri c htli ch a nge o rd n � t e n  Ver

öffe n t l i chu ng e r s che i n t  e r: tb e hrli ch . Le g t  d i e  gerichtli che 

� r: t s che idung , s ow i e es d er 3 n t�urf v�r � i e ht , · alle Mo d a l i t �te n 

e i n e r  Ve r ö ffe n t l i chung fe s t  ( i n d em s ie d e n  Text e nt��lt u n d  

auf d i e  F o rmvors cilr i f t e n d e s  § 1 3  11-'? d i e ng e s e t z v e r"le i s t ) , 

s o  i s t  r. i cht e i r. zu s '= !le r. ,  \'1e.rum 'b e i  .F e s t l egu::g d e r  ::::o r: s e que !: z e n 

für das U r: t e rb l e i b e r. e i r..e r  s o l c�e r: Y e rÖffe r. t l ictur:g n o ch 

g e ;, rüf t ,.,e rd e r:  s o l l t e , \'J e l ci'�e ü 1 t e r n e n  Ums t ä n d e  d a.zu g e -

fifr.r t  hab e n .  Vers 2.umt e i n  S chul d n e r , um d i e  Ana l o g i e  zum 

Exeku t i o ns re cht herzus t e l l e n ,  d i e  Zahlungsfr i s t , für d e re n  

V e r s t r e i c:le c d i e  Z·:!a r..gsvo l l s tr e c ku r� g  E. ng� dro�J.t i s t ,  s o  l:a t 

d i e  2rUfung zu u � t e r� l e i b ? r: ,  waruc d i e s  g e s chah. �u c� 6 & r 
� � � d 1 e r.i r.�ab e r  s o l l t e s i ch i �  e i � �� s e l che n ?alle r: i c�t d ar auf 

t � rufe r: �ö � n e � ,  daß e i � e r  s e i ne r  3 e d i e n s t e t e n � i n e n  � e �l e r  

b e ga nge n hab e . -Jas für Zahlungspflicnte n ti i l  t , s o l l t e  \'Johl 
. " " -+- • T · ... "" . ,  i . h ' " t 1'· t e uc n  � ur s o n s u ::. g e  �e ::. s uur.. gsp� � � c � t e n  u c e  �g e s c �ar.K g e  e n .  

8 ) . . .  b ' ... f ' "  t 1 1 '"  , . -, 1 " "  . , 
• � .' � e  e re � " s  au.sg·: .. lL'1r , s o  lI e n :l � e  rtege r: :i. ur a. ::. e  

v e r e i n he i t l i ch t  ve rd e n .  Di e s  gilt i n  e =s t e r  Li n i e  für d i e  

..; � r. t ��ag s fris t e n ,  al' e r  'a.uch f ür  s o �: s t i ;; 5  ]: e la l':ge \:1 ::: e 't.,,,r.. c': i e 
..,L . �e ge l u ng � e s  , �o s t e r:ers a t z e s  b e i  � �wal t l i c �e r  7e r t r s tur.g . 

A u c �  s o llte d a zu S t � l lucg g S L oE�� n w � rd e n ,  ob man d i e  G 9 l t e nd-
. 

- ... " . , . " ('  6 f , - d '  t mac.::u ngs v o n  �rs e. " ZE. n s pruc.Q.e n . t a c  .. : a e n  �' J • .d? �enge s e  ·Z 

n i cht an d a s  Erfolgs pri n zip des § 43 ZPO a n b i r:d e t , um auf 

die s em Wege üb erzoge n e  Antra g s t e l lunge c zu s a nkti o n i e r e n .  
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VI . S chlußb emerkung e n 

Der zur Beguta chtung ausgesandte E n twurf e i ner I'Ie d i e ng e s e t z
nove lle - i s t  nach Ans i cht der richterli che n S tand e svertre tunge n  . ' \ '
n icht gee igne t ,  de n erklärten Reformzielen gere cht z u  werd e n .  
E r  b efaßt s i ch mit d e n  s e it I nkrafttre t e n  d e s  He d i e ng e s e t zes 
zu Tage ge tre t e n e n  Mänge ln des Ge s e t z e s  nur i n  geri ngfügige n" 
Ansätze n ( wob e i  e r  s i ch darauf bes chränkt , j e ne ' Re chts s ätze 
in die legis t i s che Ges taltung einzubringen , die die Re cht
s pre chJlng b ishe r  e n twickelt hat ,  was grund s ätzlich ' e ntbehrlich 
e rs che i nt ) un� s ieht im übrige n Regelunge n vor , die a nlaß
b e z oge n konzipiert s i nd ( Patie ntenmord,e Lai nz ) und dahe r ,  
wie ähnli che s ol che anlaßorie ntierte n  Ge s e tzes novelle n ,  an 
der grund s ätzliche n ReformbedUrftigke i t  des Norme nkomplexe s 
vorb e igeht . Auch' nach :Ver�irkli chung der geplante n Novel le 
bliebe n alle kons t i tuti onelle n  Probl eme der s trafgerichtliche n 

. Verfolgung der Verlet zer ( und d e17 ob j ektive n -Verletzung ) 
d e s  ' Pers önlichke i ts s chutzes bestehe n .  Mit d em ,  was d.er E nt
wurf akzeptablerwe i s e  �n Neuerunge n ' abbi e te t ,  hat s i c,h d ie 
Re cht s pre chung oh�edi e s  � cho n bisher notgedr,ung� n arrangiert . 
S ieht man von dem ,  nach Ansicht der S tande svertretunge n ,  
unnötig we it überzoge n e n  Inte ntionen d e s  Ide ntität s s chutzes 
präsumtiv�r und verurtei lter S �raftäte� ab , ve�mag der 
E ntwurf nahe zu kei ne Rege lunge n anzubie t e n ,  die als 

, , 

Forts chritt in , Richtung e iner Verb e s s erung d e s  Eers önlich-
kei;es chutzes gewert e t  werden kö nnt e n .  
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